
(z. B. Kreisgerichte Zittau, Bad Liebenwerda usw.) 
haben sich bewährt und zu einer lebhaften Durchfüh­
rung von Justizaussprachen beigetragen. In Zittau 
hat sich besonders bewährt, auch Schöffen in dieses 
Kollektiv mit einzubeziehen. Hierzu schreibt die 
Schöffin Anni Trägner, daß die Beteiligung der 
Schöffen am Justizaussprachekollektiv es dem Gericht 
vor allem ermögliche, die Wünsche der Bevölkerung 
für eine Justizaussprache kennenzulernen und den 
günstigsten Zeitpunkt und Ort auszuwählen. Dem 
Justizaussprachekoliektiv sollten außer dem Direktor 
vielleicht ein weiterer Richter und ein Sekretär sowie 
mehrere Schöffen angehören. Die Beteiligung eines 
Angehörigen der Staatsanwaltschaft ist dringend zu 
empfehlen, um die vom Gericht geplanten Justizaus­
sprachen mit Veranstaltungen der Staatsanwaltschaft 
zu koordinieren.

Die Aufgaben des Justizaussprachekollektivs sind 
mannigfaltig: sie umfassen sowohl die Planung als 
auch die gesamte ideologische und organisatorische 
Vorbereitung einer Justizaussprache. Hinzu kommt die 
Auswertung der durchgeführten Veranstaltungen. Die 
Direktive sieht vor, daß das Kollektiv zweimal monat­
lich Zusammentritt, was in der Regel ausreichen wird. 
Entscheidend ist, daß nicht lange Sitzungen, sondern 
kurze, das Wesentliche erfassende Besprechungen 
durchgeführt werden. Die Gerichte sollten dem Mini­
sterium der Justiz bald ihre Erfahrungen in der 
Arbeit mit dem Justizaussprachekollektiv mitteilen.

Zu einem nicht unbeträchtlichen Teil entscheidet 
bereits die gute oder schlechte Vorbereitung einer 
Justizaussprache über den Erfolg der Veranstaltung. 
Hier gibt es keine auf alle Fälle passenden Rezepte. 
Aber die bisherigen Erfahrungen zeigen doch, daß 
einige Hinweise angebracht sind. Zunächst ist für die 
Auswahl des Betriebes oder Ortes von Bedeutung, 
daß das Gericht einen guten Überblick über die Struk­
tur des Kreises oder Bezirks hat. Weiter muß Klarheit 
bestehen, in welcher Form die Justizaussprachen 
durchgeführt werden sollen. Es kommen einmal die 
vom Gericht angekündigten, von ihm selbst vorberei­
teten und eigenverantwortlich durchgeführten Veran­
staltungen in Betracht, die zumeist die Form eines 
Justizausspracheabends haben. Weitere Formen von 
Justizaussprachen sind Betriebsversammlungen, Ge­
werkschaftsversammlungen oder Veranstaltungen 
einer Partei oder Organisation, in denen ein Richter 
auf Einladung über ein justizpolitisches Thema Spricht. 
Guten Erfolg brachten auch Veranstaltungen in 
Schulen, Lehrlingsheimen, Heimen des Feriendienstes 
der Gewerkschaften oder der Sozialversicherung usw. 
Ausnahmsweise kann es auch angebracht sein, eine 
Justizaussprache in die Tagesordnung einer Konferenz 
aufzunehmen. So diskutierte z. B. Kollege Bemoth, 
Richter am Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt, auf einer 
Konferenz der Berufsschullehrer am 6. April 1954 in 
Karl-Marx-Stadt mit den Leitern und Lehrern der 
Berufsschulen über die vorbeugende Tätigkeit des Ge­
richts unter den Berufsschulpflichtigen. Es standen 
zwei Stunden zur Verfügung, die für das Referat und 
eine ausführliche Diskussion ausreichten. Diese Veran­
staltung muß nach den Diskussionsergebnissen als gut 
gelungen bezeichnet werden. Die sorgfältige Koordi­
nierung mit den anderen Tagungsordnungspunkten 
beließ der Justizaussprache genügend Zeit für eine 
sorgfältige Durchführung. Einige Male haben auch 
Richter Tagungen von Gewerkschaftsfunktionären be­
nutzt, um über die Fragen des Arbeitsschutzes und 
die hierzu ergangenen strafrechtlichen Bestimmungen 
und Urteile zu diskutieren, nachdem sie ein kurzes 
Eingangsreferat gehalten hatten.

Die Verbindung der Justizaussprache mit einer zum 
Thema passenden Filmvorführung oder einem Licht­
bildervortrag ist zu begrüßen. Sie hat sich bewährt 
und zu einem guten Besuch und einer vertieften Wir­
kung der Justizaussprache geführt. So wurden z. B. 
vom Kreisgericht Altenburg Veranstaltungen zum 
Volkseigentumsschutzgesetz mit dem Film „Zugver­
kehr unregelmäßig“ verbunden. Justizaussprachen auf 
dem Land über die Einhaltung der viehseuchenrecht­
lichen Bestimmungen könnten z. B. mit einem Kurz­
film der DEFA über gesunde und leistungsstarke 
Viehhaltung verbunden werden. Das Kreisgericht Bad 
Freienwalde hat solche Justizaussprachen gemeinsam 
mit dem Kreistierarzt durchgeführt, der einen Licht­

bildervortrag über die Verhütung der Schweinepest 
hielt. Diese Veranstaltungen hatten immer einen 
guten Erfolg. Der Kurzfilm der DEFA „Die Feinde 
des Friedens“, der die Tätigkeit der Verbrecher der 
Gehlen-Organisation behandelt, würde eine wertvolle 
Ergänzung von Justizaussprachen über feindliche 
Agententätigkeit sein. Sehr begrüßt wurde auch die 
Verbindung der Justizaussprache mit dem Abspielen 
einer Tonbandaufnahme des Gehlen-Prozesses4). Wich­
tig ist es, die technischen Voraussetzungen für Film­
vorführungen oder Abspielen von Tonbandaufnahmen 
zu schaffen. Viele Kulturhäuser, Betriebe, Schulen, 
MTS oder LPG haben schon Schmalfilmprojektoren 
oder Lichtbildgeräte; zum Teil ist auch geeignetes 
Filmmaterial vorhanden. Magnetofongeräte haben die 
meisten Betriebe, so daß sich wohl immer eine Aus­
leihe organisieren läßt. Wegen der Durchführung einer 
Justizaussprache mit einem größeren Film sollte die 
Verbindung mit den Landfilmstellen in den Kreisen 
bzw. der Abt. Volksbildung beim Rat des Kreises auf­
genommen werden. Beim Kreisgericht Freiberg hat es 
sich sehr gut bewährt, daß Justizaussprachen über die 
Brandverhütung auf dem Dorf mit einem Lichtbilder­
vortrag der Brandschutzpolizei verbunden wurden.

Wichtig ist es, Justizaussprachen dort durchzuführen, 
wo Verbrechen vorgekommen sind oder wo eine Häu­
fung z. B. von Miet- oder Scheidungsprozessen sich 
zeigt. Die Erfahrungen der Gerichte beweisen, daß 
z. B. in einem Betrieb, in dem ein ehemaliger Be­
triebsangehöriger wegen eines Verbrechens verurteilt 
wurde, fast immer ein starkes Bedürfnis nach einer 
Justizaussprache besteht. So wurde z. B. im Anschluß 
an den Prozeß gegen den Saboteur Tillmann, der die 
Verbesserungsvorschläge der Werktätigen des ELMO- 
Werkes in Dessau sabotiert hatte, wenige Tage später 
eine Justizaussprache im Betrieb durchgeführt, die bei 
einem Besuch von über 300 Arbeitern und Ingenieuren 
die volle Aufklärung über die Verbrechen des Till­
mann brachte und zu zahlreichen Schlußfolgerungen 
für die Verbesserung der Arbeitsorganisation und Er­
höhung der Wachsamkeit führte.

Notwendig ist es, sich rechtzeitig Klarheit zu ver­
schaffen, in welchem Umfang und zu welchen Themen 
am Ort und zum Zeitpunkt der beabsichtigten Justiz­
aussprache Veranstaltungen und Versammlungen 
stattgefunden haben oder angesetzt sind. Denn natür­
lich wirkt sich eine Häufung von Versammlungen un­
günstig auf die Teilnehmerzahl aus. Auch wenn das 
Kreisgericht Roßlau eine Justizaussprache auf den 
Vorabend des 1. Mai ansetzt, ist es nicht verwunder­
lich, wenn nur 9 Besucher erscheinen. Im Bericht wird 
dann sehr richtig vermerkt; daß der Besuch deshalb 
so schlecht gewesen sei, weil die Einwohner und Be­
triebsangehörigen mit den Vorbereitungen zum 1. Mai 
beschäftigt gewesen seien. Aber das muß bereits beim 
Festlegen des Termins beachtet werden! Auf jeden 
Fall sind Datum und Stunde von Justizaussprachen 
so anzusetzen, daß Überschneidungen mit anderen 
Veranstaltungen und Versammlungen vermieden 
werden.

Justizaussprachen dürfen nicht in der Arbeitszeit 
eines Betriebes durchgeführt werden. Die hierdurch 
ausfallende Arbeitszeit kann nicht ersetzt werden, 
selbst wenn eine solche Veranstaltung hohe Besucher­
zahlen aufweist. Auch Justizaussprachen in der Mit­
tagszeit eines Betriebes, wie z. B. vom Bezirksgericht 
Gera durchgeführt, dürfen möglichst nicht erfolgen. 
Hier wird einmal den Arbeitern die Mittagspause ge­
nommen, zum anderen ergibt sich sehr leicht die 
Gefahr eines Produktionsausfalls, weil dann doch 
noch ein halbes Stündchen zugegeben wird. Auch 
wird die Resonanz eines in aller Eile gehaltenen 
Referates meist nicht groß sein, da die Diskussions­
möglichkeiten fehlen.

Bereits bei der Bestimmung der Form der Justiz­
aussprache und ihres Zeitpunktes ist also unbedingt 
die Koordinierung mit der Partei, den Gewerkschaften, 
den anderen Massenorganisationen, den staatlichen 
Dienststellen und Betriebsleitung und BGL not­
wendig. Wie aber soll nun hierbei vorgegangen 
werden?

Keinesfalls genügt es, die Durchführung einer 
Justizaussprache in einem Großbetrieb einfach telefo-
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4) vgl. den Bericht von Flemming in NJ 1954 S. 271.


